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AUFGEFALLEN
Symbolpolitik
Markus Söder, CSU-Ministerpräsident des Freistaates 
Bayern, hat veranlasst, dass seit dem 1. Juni 2018 in sämt-
lichen Amtsstuben in Bayern gut sichtbar ein Kreuz oder 
Kruzifix aufgehängt werden müsse. Dieses «Wir müssen 
Zeichen setzen!»-Gehabe ist vor allem Wahlkampftaktik. 
Er versucht, mit Identitätspolitik und Populismus ein all-
zu schlechtes Abschneiden der CSU bei der kommenden 
Landtagswahl zu verhindern. 

So weit, so durchsichtig. So weit, so übel. So weit, so 
unaufrichtig. Hier sind «wir», dort ist der «böse Flücht-
ling/Muslim/Andere/Gottlose …». Gegen all die «Ande-
ren» und das «Andere» sollen halt die «Symbole unserer 
christlich-abendländischen Werte» helfen.

Diese Posse wäre zum Lachen, wenn sie nicht derart lä-
cherlich, traurig und durchschaubar wäre. Bayern be-
zeichne ich gern als das Wallis Deutschlands. Wie sich 
der Vatikanton Wallis bis heute weigert, das Bundesge-
richtsurteil aus dem Jahr 1990 betreffend Kruzifixe an 
Schulen umzusetzen, verfährt auch Bayern. Denn auch in 
Deutschland existiert ein höchstrichterliches Urteil, dass 
die Präsenz eines Kruzifixes oder Kreuzes in der Schule 
gegen die weltanschauliche Neutralitätspflicht des Staa-
tes verstosse.

Erfreulich: Einige Staatsangestellte haben sich der An-
weisung verweigert und es gab angenehm viel Spott und 
Häme für Söder. Auch haben verschiedene zivilgesell-
schaftliche Akteure (z. B. atheistisch-humanistische Ver-
einigungen) den Weg über die Gerichte eingeschlagen. 
Früher oder später wird ein Gericht in Deutschland die-
sen Unfug kassieren. Dann wird Söder noch mal ganz laut 
das Opfer spielen und behaupten, Freiheit, Gerechtig-
keit, Solidarität und Rechtsstaat seien doch «christliche 
Errungenschaften». 

Wir müssen immer wieder darauf hinweisen, dass die uns 
heute wichtigen Werte mehrheitlich keine «christlichen 
Werte» sind, sondern menschliche, in ganz vielen Fäl-
len sogar «anti-christliche». Dass sie gegen Christen und 
christliche Institutionen erkämpft werden mussten: bei-
spielsweise die Abschaffung der Prügelstrafe, die Frei-
heit der Kunst, Presse und Wissenschaft, die weitgehen-
de Gleichberechtigung und Gleichstellung der Frauen, 
LGBTI-Rechte, Kinderrechte, Religionsfreiheit (auch und 
gerade als Recht, frei VON Religion leben und denken 
zu dürfen) …

Valentin Abgottspon

Österreich: Freidenker werden zu 
Humanisten
Der Freidenkerbund unserer östlichen Nachbarn heisst neu 
Humanistischer Verband Österreich. Mit der Namensände-
rung möchte der Verband sein Image positiver besetzen. 
«Anti-Kirchenarbeit ist wichtig, aber als solche verpackt, hört 
einem einfach niemand zu», schreibt der Humanistische 
Verband in einer Stellungnahme. Der Begriff des Humanis-
mus sei umfassender und stelle eine Haltung zu Weltan-
schauungen dar. Der Verband erhofft sich durch die Um-
benennung eine bessere Rezeption in den Medien, mehr 
Aufmerksamkeit – und letztlich auch mehr Mitglieder.   
(Quelle: Freidenker) (sk) 

Deutschland: Zweite Ehe ist kein 
Kündigungsgrund
Einem Mitarbeiter der Caritas Hagen wurde fristlos gekün-
digt, weil er sieben Jahre nach der Scheidung zum zweiten 
Mal geheiratet hatte. Nun erklärte das Arbeitsgericht Hagen 
die Entlassung für unzulässig. Es sei insbesondere nicht aus-
reichend dargelegt worden, weshalb es sich bei der Heirat 
um ein Ärgernis gehandelt haben soll, so das Gericht. Der 
kirchliche Arbeitgeber hatte die Kündigung damit begrün-
det, dass es sich bei der Wiederheirat um den Abschluss 
einer «unzulässigen Zivilehe» handle, der geeignet sei, «ein 
erhebliches Ärgernis zu erregen und die Glaubwürdigkeit 
der Kirche zu beeinträchtigen». Die Caritas muss den lang-
jährigen Mitarbeiter nun zu «unveränderten arbeitsvertrag-
lichen Bedingungen» weiterbeschäftigen. (Quelle: Hpd) (sk)

Saudi-Arabien: Aufhebung der 
Verhüllungspflicht angekündigt
«Frauen sollen dezente und respektvolle Kleidung tragen, 
ebenso wie Männer», sagte Saudi-Arabiens Kronprinz Mo-
hammed bin Salman dem US-TV-Sender CBS im März. Das 
setze nicht unbedingt eine schwarze Abaya, eine Art Robe, 
oder eine Kopfverhüllung voraus. «Die Entscheidung, wel-
che dezente und respektvolle Kleidung sie tragen wollen, 
liegt vollständig bei den Frauen.» Es ist zwar noch unklar, ob 
die Worte des Kronprinzen eine  Änderung für die Kleider-
ordnung im Königreich bedeuten. Es gibt dazu aber auch 
keine schriftlichen Bestimmungen. (Bue)
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Organspende: Soll von der expliziten Zustimmung  
zur Widerspruchslösung gewechselt werden? 

Im Oktober 2017 lan-
cierte die Junge Wirt-

schaftskammer Riviera 
eine Volksinitiative, wel-
che auf dem Gebiet der 
Organspende die Wie-
dereinführung der ver-
muteten Zustimmung 
verlangt. Dies bedeutet, 
dass bei jeder verstor- 
benen Person, die für 
eine Organspende in-
frage kommt, von deren 

Einverständnis für eine Spende ausgegangen werden kann 
– ausser, sie hat zeitlebens in einem Register eingetragen, 
dass sie nicht spenden möchte, oder die nächsten Ange-
hörigen lehnen die Spende im Gespräch ab. 

Die Modalität der vermuteten Zustimmung kommt heute in 
praktisch allen europäischen Ländern zur Anwendung. 

In der Schweiz kannten 17 Kantone das System der vermute-
ten Zustimmung, welches oft auch als Widerspruchslösung 
bezeichnet wird. Das System wurde bei der Inkraftsetzung 
des neuen Transplantationsgesetzes 2007 vereinheitlicht. 
Seither gilt die explizite Zustimmung. 

Swisstransplant befürwortet die Idee der Wiedereinführung 
der vermuteten Zustimmung: Wer nicht spenden will, kann 
mit einem Eintrag in ein Register Sicherheit und Klarheit 
schaffen. Dank dem verbindlichen Registereintrag besteht 
die Gewissheit, dass der eigene Körper unangetastet bleibt. 
Eine Sicherheit, die wir heute nicht haben. In über 60 Pro-
zent kennen die Angehörigen den Wunsch des Verstorbe-
nen nicht, wenn die Frage nach einer Spende gestellt wird. 
Stellvertretend gilt es dann, im Sinne des Verstorbenen zu 
entscheiden – ein meist sehr belastender Entscheid. 

Fazit: Jeder soll verbindlich über seinen Körper entscheiden 
können.

Mein Organspende-
ausweis hält fest, 

dass ich der Organent-
nahme im Todesfall zu-
stimme. Den Entscheid 
dazu fällte ich aus frei-
en Stücken – und zwar in 
zwei persönlichkeitsrecht-
lich zentralen Hinsichten: 
Erstens entspricht mein 
Entscheid einer infor-
mierten Einwilligung. 
Dieses zentrale ethische 

Prinzip schützt unsere Selbstbestimmung in medizinischen 
Belangen. Während die informierte Einwilligung ein aktives 
Zutun der entscheidenden Person voraussetzt, vermutet die 
Widerspruchslösung Zustimmung auch in jenem verbreite-
ten Fall radikaler Passivität, in dem man sich zur Sache gar 
nicht äussert. An die Stelle der Selbstbestimmung tritt da-
mit ein eigentümlicher Paternalismus, der uns als Regelfall 
die Entscheidung abnimmt. 

Zweitens habe ich mich zu einem frei gewählten Zeitpunkt 
mit der Organspende befasst. Mit der Widerspruchslö-
sung dagegen würden wir uns gegenseitig zu einer früh-
zeitigen und wiederkehrenden Beschäftigung mit dieser 
höchst persönlichen Frage verpflichten. Denn nur eine Äus-
serungspflicht böte Gewähr, dass keine Organe entgegen 
dem Willen einer Person entnommen werden. Eine solche 
Pflicht steht aber in Widerspruch zur Freiheit, derartige Fra-
gen auszublenden. Es mag klug sein, sich der eigenen End-
lichkeit zu stellen; eine Pflicht ist es nicht. 

Es ist richtig, darauf hinzuwirken, dass weniger Menschen 
versterben, weil sie auf ein Spenderorgan warten. Die Wi-
derspruchslösung steht jedoch zu den Prinzipien der Frei-
heit und der Autonomie in Spannung und ihre Wirkung ist 
umstritten. Ihr sind andere Massnahmen vorzuziehen.

Mitgründer und Co-Geschäftsführer von ethix – Lab für Innovationsethik 
und des Büros Brauer & Strub | Medizin Ethik Politik. Von 2008 bis 2012 
leitete er die Geschäftsstelle der Nationalen Ethikkommission im Bereich 
Humanmedizin (NEK-CNE). 

PD. DR. MED. FRANZ IMMER

Facharzt für Herzchirurgie 
FMH, CEO Swisstransplant 

JEAN-DANIEL STRUB*
Selbstständiger Ethiker, 
SP-Gemeinderat Stadt Zürich
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